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B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Durchfiihrung des Riickfiithrungs- und
Riickiiberstellungsvollzugs (Abschiebung)
und Durchfiihrung des Hirtefallverfahrens
nach § 23 a AufenthG;
Ergidnzende verfahrensmifiige Vorgaben
bei kurzzeitigem Aufenthalt

RdErl. d. MI v. 29. 9. 2015 — 61-12231/3 —

— VORIS 26100 —

Bezug: a) RdErl. v. 18. 11. 2013 (Nds. MBL. 2015 S. 671)
— VORIS 27100 —
b) RdErl. v. 23. 9. 2014 (Nds. MBL. 2015 S. 675)
— VORIS 26100 —

1. Anlass fiir die Regelung

Die Bearbeitungsdauer der Asylantrdge beim Bundesamt fiir
Migration und Flichtlinge (BAMF) ist ein bestimmender Fak-
tor fiir die Aufenthaltsdauer der Asylsuchenden in Deutsch-
land. Das BAMF beabsichtigt, mit personellen, organisatori-
schen Mafinahmen sowie durch Prioritdtensetzung zumindest
einen Anteil der anhédngigen Asylverfahren beschleunigt zu
bearbeiten. Somit ist zu erwarten, dass in Zukunft vermehrt
Personen mit nur kurzer Aufenthaltsdauer in Deutschland
vollziehbar ausreisepflichtig sein werden.

Die in den Bezugserlassen getroffenen Regelungen haben
vor allem die Situation der Betroffenen im Blick, wie sie sich
in der Regel erst nach lingerem Aufenthalt in Deutschland
entwickelt.

Die Regelungen des Bezugserlasses zu b zielen darauf ab,
die mit einer Aufenthaltsbeendigung einhergehenden Belas-
tungen fur die Betroffenen so gering wie moglich zu halten
bzw. sicherzustellen, dass die zur Ausreise verpflichteten
Menschen ausreichend Zeit erhalten, sich auf die Riickkehr
vorzubereiten und ihre Angelegenheiten nach lingerem Auf-
enthalt in Deutschland zu regeln. Personen mit nur kurzer
Aufenthaltsdauer befinden sich hingegen in einer anderen Si-
tuation, die es rechtfertigt, bei der Praxis zur Ankiindigung
von Abschiebungsterminen entsprechend zu differenzieren.

Auch ist bei vollziehbar ausreisepflichtigen Personen mit
kurzer Aufenthaltsdauer in Deutschland regelméafig nicht zu
erwarten, dass die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 23 a AufenthG in Betracht kommt. Die Griinde, die zur Ein-
fihrung einer Pflicht zur Belehrung tiber das Hartefallverfah-
ren gefiihrt haben, greifen bei nur kurzzeitigen Aufenthalten
nicht.

Aufgrund der gednderten Sachlage ergehen folgende von
den Bezugserlassen abweichende Regelungen:

1.1 Bekanntgabe des Abschiebungstermins

Abweichend von Nummer 4.2 des Bezugserlasses zu b kann
bei einer ausreisepflichtigen Person, die nicht zu dem in Num-
mer 4.3 des Bezugserlasses zu b genannten Personenkreis ge-
hort und deren aktuelle Aufenthaltsdauer in Deutschland bis
zum Zeitpunkt des in Aussicht genommenen Abschiebungs-
termins nicht mehr als 18 Monate betrdgt, auf die Bekannt-
gabe des Abschiebungstermins verzichtet werden.

Im Ubrigen bleiben die Regelungen des Bezugserlasses zu b
unberiihrt. Dies gilt insbesondere fiir den Vorrang der freiwil-
ligen Riickkehr wie auch im Hinblick auf Abschiebungen, fiir
die der Abholungstermin zwischen 21.00 und 6.00 Uhr des
Folgetages in der Winterzeit bzw. 4.00 Uhr in der Sommerzeit
terminiert ist.

1.2 Belehrung tiber die Moglichkeit einer Eingabe an die Har-
tefallkommission

Abweichend vom Bezugserlass zu a besteht bei ausreisepflich-
tigen Personen, deren aktuelle Aufenthaltsdauer in Deutsch-
land bis zum Zeitpunkt der Duldungserteilung nicht mehr als
18 Monate betrdgt, keine Verpflichtung zur Belehrung tiber
die Moglichkeit und das Verfahren fiir die Anrufung der Har-
tefallkommission.
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2. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 29. 9. 2015 in Kraft und mit Ablauf
des 30. 9. 2018 aufder Kraft.

n
die Landkreise, kreisfreien und groflen selbstdndigen Stddte, Region
Hannover, Landeshauptstadt Hannover und Stadt Géttingen — Aus-
landerbehorden —

die Landesaufnahmebehérde Niedersachsen

das Landeskriminalamt Niedersachsen

Nachrichtlich:

An

das Niedersédchsische Oberverwaltungsgericht
die niedersédchsischen Verwaltungsgerichte

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1270

H. Ministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Feststellung gemafd § 6 NUVPG
(Vereinfachte Flurbereinigung Jeetzelbriicken I,
Landkreis Liichow-Dannenberg)

Bek. d. ML v. 16. 9. 2015
— 306-611-2513-Jeetzelbriicken I —

Das ArL Lineburg hat dem ML die Neugestaltungsgrund-
sdtze nach § 38 FlurbG fiir das vereinfachte Flurbereinigungs-
verfahren Jeetzelbriicken I, Landkreis Liichow-Dannenberg,
vorgelegt. Aus diesen Neugestaltungsgrundsétzen ist der Wege-
und Gewdsserplan mit landschaftspflegerischem Begleitplan
nach § 41 FlurbG zu entwickeln, auf dessen Grundlage der
Ausbau der gemeinschaftlichen und 6ffentlichen Anlagen er-
folgt.

Auf der Grundlage dieser Neugestaltungsgrundsitze ist ge-
méafl § 6 NUVPG nach einer allgemeinen Vorprifung des Ein-
zelfalles gemafd § 5 NUVPG festzustellen, ob fiir das Vorhaben
— Bau der gemeinschaftlichen und éffentlichen Anlagen i. S.
des FlurbG — eine Umweltvertriglichkeitsprifung durchzu-
fithren ist.

Diese allgemeine Vorpriifung hat fir das vereinfachte Flur-
bereinigungsverfahren Jeetzelbriicken I ergeben, dass von dem
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind.

Gemifl § 6 NUVPG wird hiermit festgestellt, dass fur das
Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchfithrung einer Um-
weltvertriglichkeitspriifung besteht.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1270

Amt fiir regionale Landesentwicklung Leine-Weser

Anerkennung der ,,Hartmann-Mollenkopf Stiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 14. 9. 2015
— 11741/H 74 —

Mit Schreiben vom 24. 2. 2015 hat das ArL Leine-Weser als
zustdndige Stiftungsbehorde gemdafl § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschifts vom 15. 12. 2014 und der diesem beigefiig-
ten Stiftungssatzung die ,Hartmann-Mollenkopf Stiftung” mit
Sitz in Gehrden gemaf § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung der Jugendhilfe, der
Kultur und der internationalen Gesinnung sowie der Toleranz
auf allen Gebieten der Kultur.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Hartmann-Mollenkopf Stiftung
Wennigser Strafle 4
30989 Gehrden.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1270
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Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie

Feststellung gemaf} § 3 a UVPG

Bek. d. LBEG v. 8. 9. 2015
— L1.4/L67007/03-08 02/2015-0014 —

Die GDF-SUEZ E&P Deutschland GmbH plant in der Ge-
meinde Hoogstede im Landkreis Grafschaft Bentheim, Land
Niedersachsen, im Bereich des Erdélfeldes Scheerhorn, die Er-
richtung und den Betrieb eines Blockheizkraftwerkes mit ei-
ner Feuerungswarmeleistung von 2 716 kW.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist gemif § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine Vorpriifung des Einzelfalles zu er-
mitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die Durchfiihrung
einer Umweltvertrédglichkeitsprifung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenomme-
ne standortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles hat ergeben,
dass eine Umweltvertrédglichkeitspriifung fiir das o. g. Vorha-
ben nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nach § 3 a UVPG nicht selbstidndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1271

Niedersichsische Landesbehorde
fiir Straflenbau und Verkehr

Feststellung gemif § 3 a UVPG;
Anbindung des Windparks Kalkriese
an die 110-kV-Freileitung Ibbenbiiren-Alfhausen (Bl. 0206)
durch den Neubau des Mastes Nr. 1206
und Riickbau des Mastes Nr. 206

Bek. d. NLStBV v. 18. 9. 2015 — 3314-05020-21 —

Das Energieversorgungsunternehmen Westnetz GmbH hat
bei der NLStBV — Dezernat Planfeststellung — einen Antrag
gemil § 43 f EnWG gestellt, dass das Vorhaben ,,Anbindung
des Windparks Kalkriese an die 110-kV-Freileitung Ibbenbii-
ren — Alfhausen (Bl. 0206) durch den Neubau des Mastes
Nr. 1206 und Riickbau des Mastes Nr. 206 in der Stadt Bram-
sche, Landkreis Osnabriick, anstelle des Planfeststellungsver-
fahrens durch ein Anzeigeverfahren zugelassen wird.

Im Rahmen der Entscheidung tiber diesen Antrag ist gemafd
§ 3 ¢ UVPG durch eine standortbezogene Vorprifung des Ein-
zelfalles zu ermitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die
Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung erforder-
lich ist. Diese Vorpriifung anhand der entscheidungserhebli-
chen Unterlagen hat ergeben, dass eine Umweltvertréglich-
keitspriifung fiir das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit bekannt gemacht und ist
nach § 3 a UVPG nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1271

Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Festsetzung der Hohe des Hauptdeiches
zwischen Wilhelmshaven und Dangast
am westlichen Jadebusen

Bek. d. NLWKN v. 22. 9. 2015
— 62210-171-001 —

A. Verfiigender Teil

Gemif § 4 Abs. 1 NDG i. d. F. vom 23. 2. 2004 (Nds. GVBI.
S. 83), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
13.10. 2011 (Nds. GVBL. S. 353), sowie gemafl § 30 a Satz 2
NDG i. V. m. § 1 Nr. 2 ZustVO-Deich vom 29. 11. 2004 (Nds.
GVBL S. 549), werden folgende Deichhohen festgesetzt:

1. Verlauf des Deiches

Der Deich beginnt bei km 271,43 im Bereich der Schleusen-
insel Wilhelmshaven und verlduft ca. 6 km Richtung Westen
bis nach Mariensiel und von dort in stidliche Richtung bis km
286,86, wo er am Dangaster Siel endet.

Die Kilometrierung entspricht der Kilometrierung aus dem
Generalplan Kistenschutz Niedersachsen/Bremen — Festland
vom Mérz 2007.

2. Hohe des Deiches

Deich-km") East Deichkrone Ortslage
North Hohe
971.43 32443199,46 Wilhelmshaven
’ 5929689,99 Schleuseninsel
bis NHN +7,10 m
32437188,70
279,45 5927255,33

Deich-km") East Deichkrone Ortslage
North Hohe
Treppe
Batteriegeldnde
Céciliengroden
32437188,70
279,45 5927255.33 NHN +7,10 m
bis steigend auf
32438817,09
284,45 5922621,18 NHN +7,80 m
Trift
Petersgroden
32438817,09
284,45 5922621,18 NHN + 7,80 m
bis steigend auf
286,86 32440740.70 4 8,00 m Dangaster Siel

5922207,44

') Die Kilometrierung entspricht der Kilometrierung aus dem General-

plan Kiistenschutz Niedersachsen/Bremen — Festland — 2007.
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3. Pline
Der Verlauf und die festgesetzte Hohe des Deiches sind zu
ersehen aus

a) dem mitveroffentlichten Lageplan im Mafistab 1 : 50 000
(Anlage 1),

b) dem Langsschnitt im Mafistab 1 : 25/1 : 25 000 (Anlage 2)%)

Die bezeichneten Pldne sind Bestandteil dieser Festsetzung.
Ausfertigungen von ihnen werden beim Landkreis Friesland,
bei der Stadt Wilhelmshaven und beim III. Oldenburgischen
Deichband aufbewahrt. Dort konnen sie wihrend der Dienst-
stunden von jedermann kostenlos eingesehen werden.

%) Hier nicht abgedruckt.

B. Begriindung

Mit den Gutachten 08/2009 und 03/2010 der Forschungs-
stelle Kiiste des Niedersdchsischen Landesbetriebes fir Was-
serwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz wurden die rechne-
rischen Bestickhohen unter Berticksichtigung des erhohten
Vorsorgemafles fiur sikularen Anstieg und Klimadnderung
von insgesamt 50 cm ermittelt.

Mit Hilfe der mit dem Einzelwertverfahren ermittelten Be-
messungswasserstinde der Pegel Mellumplate, Wilhelmsha-
ven-Alter Vorhafen und Dangaster Siel wurden die Bemes-
sungswasserstinde fir die Deichstrecke am westlichen Jade-
busen interpoliert. Fiir Mariensiel wird der Bemessungswas-
serstand von NHN + 6,56 m gewdhlt.

Bei der Berechnung des Bemessungswellenauflaufs gehen
die Werte aus den mathematischen Modellen der Seegangsbe-
rechnung sowie die Neigung der Deichauflenboschung ein.
Der Seegang wurde fir den Wind aus Nordwest mit einer Dre-
hung auf Nord mit einer Geschwindigkeit von 30 m/s berech-
net. Wegen der tiber Land erfolgten Dampfung wurde die
Windgeschwindigkeit im Bereich des Jadebusens auf 25 m/s
reduziert. Fiir die DeichauBenbschung wurde eine Regelnei-
gung von 1 : 6 angesetzt.

Gemédfl § 4 Abs. 1 NDG wurde der III. Oldenburgische
Deichband als Trager der Deicherhaltung angehort.

C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Festsetzung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlof3-
platz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. Die Klage ist zu
richten gegen den Niedersdchsischen Landesbetrieb fiir Was-
serwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz, Geschéftsbereich VI,
Ratsherr-Schulze-Strafle 10, 26122 Oldenburg.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1271

Die Anlage ist auf den Seiten 1276/1277
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.

) Vorliufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes des Bruchbaches
in der Stadt Celle und im Landkreis Celle

Bek. d. NLWKN v. 7. 10. 2015 — 62023-03-48-52 —

Der NLWKN hat den Bereich der Stadt Celle und des Land-
kreises Celle, der von einem hundertjdhrlichen Hochwasser
des Bruchbaches iiberschwemmt wird, ermittelt und in Arbeits-
karten dargestellt.

Die Arbeitskarten werden hiermit o6ffentlich bekannt ge-
macht. Das Uberschwemmungsgebiet ist ab dem Tag nach
dieser Bek. nach § 76 Abs. 3 WHG vom 31. 7. 2009 (BGBI. I
S. 2585), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
15.11. 2014 (BGBI. I S. 1724),i. V. m. § 115 NWG vom 19. 2.
2010 (Nds. GVBL. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 13 des
Gesetzes vom 18. 12. 2014 (Nds. GVBL. S. 477), vorldufig gesi-
chert. Es gelten gemaf} § 78 Abs. 6 WHG die Verbote und Ge-
nehmigungsvorbehalte des § 78 Abs. 1 bis 4 WHG.
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Das Uberschwemmungsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet
der Stadt Celle und des Landkreises Celle und ist in der mitver-
offentlichten Ubersichtskarte (Anlage) im Maf3stab 1 : 25 000
dargestellt. Die Arbeitskarten im Mafistab 1 : 5 000 (Blatt 1 bis 2)
werden bei der

Stadtverwaltung Celle,

— Fachdienst 64/Umwelt- und Klimaschutz —,
Am Franzosischen Garten 1,

29221 Celle,

die Arbeitskarte (Blatt 2) beim

Landkreis Celle,

— Amt fiur Umwelt und lindlichen Raum —,
Trift 27,

29221 Celle,

aufbewahrt und kénnen ab dem Tag nach dieser Bek. wih-
rend der Dienststunden dort kostenlos eingesehen werden. In
den Arbeitskarten ist die Grenze des nach § 115 Abs. 5 NWG
vorldufig gesicherten Uberschwemmungsgebietes mit einer
roten Linie gekennzeichnet; das vom NLWKN ermittelte Uber-
schwemmungsgebiet selbst ist blau dargestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Bek. kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim

Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Betriebsstelle Verden,
Birgermeister-Minchmeyer-Strafle 6,
27283 Verden (Aller),
oder beim
Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Direktion — Geschiftsbereich VI —,
Ratsherr-Schulze-Strafie 10,
26122 Oldenburg,
oder beim
Niedersidchsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz,
Direktion, Am Sportplatz 23,
26506 Norden,
einzulegen.

Hinweis:
Die aktuellen Karten werden nach der Bearbeitung auf der In-
ternetseite des NLWKN eingestellt unter: www.nlwkn.nieder-
sachsen.de/Hochwasser- & Kiistenschutz/Hochwasserschutz/
Uberschwemmungsgebiete/zu den Uberschwemmungsgebiets-
karten.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1272

Die Anlage ist auf den Seiten 1278/1279
dieser Nummer des Nds. MBI. abgedruckt.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Offentliche Bekanntmachung
einer Ablehnung einer Genehmigung nach dem BImSchG
(Bioenergie Siidharz GmbH & Co. KG, Northeim)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 10. 9. 2015
— G/13/028 —

Gemaif § 21 a Abs. 3 Satz 1 der 9. BlImSchV vom 29. 5. 1992
(BGBL.IS. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 5 der Verord-
nung vom 28. 4. 2015 (BGBI. I S. 670), wird hiermit die Ent-
scheidung iiber den Antrag der Firma Bioenergie Stidharz
GmbH, Friedrich-Ebert-Wall 41, 37154 Northeim, 6ffentlich be-
kannt gemacht (Anlage).
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Diese Bek. und der ablehnende Bescheid sind vom 8. 10.
2015 bis 21. 10. 2015 im Internet unter http://www.gewerbe-
aufsicht. niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekannt-
machungen > Braunschweig — Gottingen“ einsehbar.

— Nds. MBI Nr. 38/2015 S. 1272

Anlage

I. Tenor

Der Antrag der Firma Bioenergie Siidharz GmbH, Friedrich-
Ebert-Wall 41, 37154 Northeim, vom 3. 7. 2013 auf Erteilung
einer Genehmigung nach §§ 4 und 10 BImSchG, in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. 5. 2013 (BGBIL. I S. 1274),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetztes vom 20. 11.
2014 (BGB. I S. 1740), fur die Errichtung und den Betrieb ei-
ner Biogasanlage bei Katlenburg-Lindau wurde mit Schreiben
vom 31. 7. 2015 gemdf § 20 Abs. 2 Satz 2 der 9. BImSchV ab-
gelehnt.

Die Kosten des Verfahrens sind von der Antragstellerin zu
tragen.

II. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Staatlichen Gewer-
beaufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-Winter-Strafie 2, 38120
Braunschweig, einzulegen.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Ergebnis des Screening-Verfahrens gemifl § 3 a UVPG
(Oxxynova GmbH, Steyerberg)

Bek. d. GAA Hannover v. 23. 9. 2015
— H25508186-14 —

Die Firma Oxxynova GmbH, Borsteler Weg 50, 31595 Steyer-
berg, beantragte beim GAA Hannover die Erteilung einer Ge-
nehmigung geméf § 16 Abs. 11i. V. m. Abs. 2 BImSchG . d. F.
vom 17. 5. 2013 (BGBI.IS. 1274), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 76 der Verordnung vom 31. 8. 2015 (BGBL. I S. 1474), zur
wesentlichen Anderung der Anlage zur Herstellung von Di-
methylterephthalat (DMT). Die wesentliche Anderung be-
inhaltet die Errichtung und den Betrieb diverser Anlagenteile
zur Lagerung und Destillation von Glykolen mit einer Leis-
tung von ca. 40 000 t/a.

Im Rahmen dieses Verfahrens ist gemdfl § 3ci. V. m. § 3 e
Abs. 1 Nr. 2 und Nummer 4.1 der Anlage 1 UVPG . d. F. vom
24. 2. 2010 (BGBL I S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 93
der Verordnung vom 31. 8. 2015 (BGBI. I S. 1474), durch eine
allgemeine Vorpriifung des Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir
das geplante Vorhaben die Durchfiihrung einer Umweltver-
traglichkeitspriifung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenommene
Priifung ergab, dass eine Umweltvertraglichkeitsprifung nicht
durchgefiihrt zu werden braucht.

Das festgestellte Priifungsergebnis ist nicht selbstidndig an-
fechtbar (§ 3 a UVPG).

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1273

Ergebnis des Screening-Verfahrens gemifl § 3 a UVPG
(Oxxynova GmbH, Steyerberg)

Bek. d. GAA Hannover v. 23. 9. 2015
— H25508186-114 —

Die Firma Oxxynova GmbH, Borsteler Weg 50, 31595 Steyer-
berg, beantragte beim GAA Hannover die Erteilung einer Ge-
nehmigung gemaf § 16 Abs. 11i. V. m. Abs. 2 BImSchG i. d. F.

vom 17. 5. 2013 (BGBL. I S. 1274), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 76 der Verordnung vom 31. 8. 2015 (BGBL. I S. 1474), zur
wesentlichen Anderung der Anlage zur Herstellung von Di-
methylterephthalat (DMT). Die wesentliche Anderung be-
inhaltet die Errichtung und den Betrieb von 6 x 100 m® Tanks
zur Lagerung von Butandiol (BDO) und Monoethylenglykol
(MEG).

Im Rahmen dieses Verfahrens ist gemdfl § 3ci. V. m. § 3 e
Abs. 1 Nr. 2 und Nummer 4.1 der Anlage 1 UVPG . d. F. vom
24. 2. 2010 (BGBL I S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 93
der Verordnung vom 31. 8. 2015 (BGBI. I S. 1474), durch eine
allgemeine Vorpriifung des Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir
das geplante Vorhaben die Durchfiihrung einer Umweltver-
traglichkeitspriifung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenomme-
ne Prifung ergab, dass eine Umweltvertraglichkeitspriifung
nicht durchgefiihrt zu werden braucht.

Das festgestellte Priifungsergebnis ist nicht selbstdndig an-
fechtbar (§ 3 a UVPG).

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1273

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim

Immissionsschutzrechtliche Entscheidung
gemif § 17 Abs. 1 BImSchG
(Noelle + von Campe, Werk II)

Bek. d. GAA Hildesheim v. 7. 10. 2015
— HI0000022404-114 —

Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim hat mit Be-
scheid vom 1. 9. 2015 eine nachtréigliche Anordnung geméfd
§ 17 BImSchG gegen die Firma Noelle + von Campe Glashiitte
GmbH, Werk II, Sollingstrafle 14, 37691 Boffzen, erlassen. Ge-
genstand der nachtrdglichen Anordnung ist die Anpassung
der Emissionsbegrenzungen der Anlage zur Herstellung von
Glas (Anhang 1 Nr. 2.8.1 [G/E] der 4. BImSchV) an die BVT-
Schlussfolgerungen.

Der verfiigende Teil der nachtréglichen Anordnung und die
Rechtsbehelfsbelehrung werden in der Anlage bekannt ge-
macht.

Der vollstindige Bescheid, einschliefilich der Begriindung,
liegt in der Zeit vom

8. 10. bis 22. 10. 2015 (einschlieBlich)

beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim, Goslarsche
Strafle 3, 31134 Hildesheim, Sekretariat Abteilung 1 und 2,

9.00 bis 12.00 und
14.00 bis 15.30 Uhr und
9.00 bis 12.00 Uhr,

offentlich aus und kann wéhrend der vorgenannten Dienst-
stunden eingesehen werden. Dartiber hinaus ist eine weitere
Einsichtnahme nach vorheriger Terminabsprache unter Tel.
05121 163-224 moglich.

Mit Ablauf des 22. 10. 2015 gilt die nachtrédgliche Anord-
nung auch gegentiber Einwendern und Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

montags bis donnerstags von

freitags von

Der Bekanntmachungstext sowie die vollstdndige nachtrég-
liche Anordnung sind im Internet unter www.gewerbeaufsicht.
niedersachsen.de und dort iiber den Pfad ,Bekanntmachun-
gen > Hannover-Hildesheim“ einsehbar.

Die Vorschriften zur Offentlichkeitsbeteiligung ergeben sich
aus § 17 Abs. 1 a BImSchG.

Fiir die Anlagen zur Herstellung von Behilterglas gelten die
Schlussfolgerungen zu den besten verfiigbaren Techniken
(BVT) vom 8. 3. 2012.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1273
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Nds. MBL. Nr. 38/2015

Anlage

I. Anforderungen

Aufgrund von § 17 Abs. 1 BImSchG wird fiir Thre Anlage
zur Herstellung von Glas (Nr. 2.8.1 G/E des Anhangs 1 der
4. BImSchV) Folgendes angeordnet:

II. Begriindung
(Nicht veroffentlicht.)

III. Verwaltungskosten
(Nicht veroffentlicht.)

IV. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim,
Goslarsche Strafle 3, 31134 Hildesheim, Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift einzulegen.

Immissionsschutzrechtliche Entscheidung
gemif § 17 Abs. 1 BImSchG
(O-I GLASSPACK GmbH & Co. KG, Rinteln)

Bek. d. GAA Hildesheim v. 7. 10. 2015
— HI023618958-131 —

Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim hat mit Be-
scheid vom 14. 9. 2015 eine nachtrégliche Anordnung gemaf}
§ 17 BImSchG gegen die Firma O-I GLASSPACK GmbH & Co.
KG, Glashiitte Stoevesandt, Stoevesandtstralle 17, 31737 Rin-
teln, erlassen. Gegenstand der nachtrdglichen Anordnung ist
die Anpassung der Emissionsbegrenzungen der Anlage zur Her-
stellung von Glas (Anhang 1 Nr. 2.8.1 [G/E] der 4. BImSchV)
an die BVT-Schlussfolgerungen.

Der verfiigende Teil der nachtrdglichen Anordnung und die
Rechtsbehelfsbelehrung werden in der Anlage bekannt ge-
macht. Auf Auflagen wird hingewiesen.

Der vollstiandige Bescheid, einschliefilich der Begriindung,
liegt in der Zeit vom

8. 10. bis 22. 10. 2015 (einschlieBlich)

beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim, Goslarsche
Strafle 3, 31134 Hildesheim, Sekretariat Abteilung 1 und 2,

9.00 bis 12.00 und
14.00 bis 15.30 Uhr und
freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr,

offentlich aus und kann wahrend der vorgenannten Dienst-
stunden eingesehen werden. Dariiber hinaus ist eine weitere
Einsichtnahme nach vorheriger Terminabsprache unter Tel.
05121 163-224 moglich.

Mit Ablauf des 22. 10. 2015 gilt die nachtrdgliche Anord-
nung auch gegeniiber Einwendern und Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bekanntmachungstext sowie die vollstindige nachtrég-
liche Anordnung sind im Internet unter www.gewerbeaufsicht.
niedersachsen.de und dort iiber den Pfad ,Bekanntmachun-
gen > Hannover-Hildesheim* einsehbar.

Die Vorschriften zur Offentlichkeitsbeteiligung ergeben sich
aus § 17 Abs. 1 a BImSchG.

Fiir die Anlagen zur Herstellung von Behilterglas gelten die
Schlussfolgerungen zu den besten verfiigharen Techniken
(BVT) vom 8. 3. 2012.

montags bis donnerstags von

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1274

Anlage

I. Anforderungen

Aufgrund von § 17 Abs. 1 BImSchG wird fiir Thre Anlage
zur Herstellung von Glas (Nr. 2.8.1 G/E des Anhangs 1 der
4. BImSchV) Folgendes angeordnet:

II. Begriindung
(Nicht veroffentlicht.)
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III. Verwaltungskosten
(Nicht veroffentlicht.)

IV. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim,
Goslarsche Strafle 3, 31134 Hildesheim, Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift einzulegen.

Immissionsschutzrechtliche Entscheidung
gemif § 17 Abs. 1 BImSchG
(Noelle + von Campe, Werk I)

Bek. d. GAA Hildesheim v. 7. 10. 2015
— HI023677028-174 —

Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim hat mit Be-
scheid vom 1. 9. 2015 eine nachtrdgliche Anordnung geméf}
§ 17 BImSchG gegen die Firma Noelle + von Campe Glashiitte
GmbH, Werk I, Sollingstrafe 14, 37691 Boffzen, erlassen. Ge-
genstand der nachtriglichen Anordnung ist die Anpassung der
Emissionsbegrenzungen der Anlage zur Herstellung von Glas
(Anhang 1 Nr. 2.8.1 [G/E] der 4. BImSchV) an die BVT-
Schlussfolgerungen.

Der verfiigende Teil der nachtrdglichen Anordnung und die
Rechtsbehelfsbelehrung werden in der Anlage bekannt ge-
macht.

Der vollstandige Bescheid, einschliefilich der Begrtindung,
liegt in der Zeit vom

8. 10. bis 22. 10. 2015 (einschliefSlich)

beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim, Goslarsche
Strafle 3, 31134 Hildesheim, Sekretariat Abteilung 1 und 2,

9.00 bis 12.00 und
14.00 bis 15.30 Uhr und
freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr,

offentlich aus und kann wihrend der vorgenannten Dienst-
stunden eingesehen werden. Dartiber hinaus ist eine weitere
Einsichtnahme nach vorheriger Terminabsprache unter Tel.
05121 163-224 moglich.

Mit Ablauf des 22. 10. 2015 gilt die nachtrdgliche Anord-
nung auch gegeniiber Einwendern und Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bekanntmachungstext sowie die vollstindige nachtrég-
liche Anordnung sind im Internet unter www.gewerbeaufsicht.
niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekanntmachun-
gen > Hannover-Hildesheim“ einsehbar.

Die Vorschriften zur Offentlichkeitsbeteiligung ergeben sich
aus § 17 Abs. 1 a BImSchG.

Fir Anlagen zur Herstellung von Behilterglas gelten die

Schlussfolgerungen zu den besten verfiigbaren Techniken
(BVT) vom 8. 3. 2012.

montags bis donnerstags von

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1274

Anlage

1. Anforderungen

Aufgrund von § 17 Abs. 1 BImSchG wird fiir Thre Anlage
zur Herstellung von Glas (Nr. 2.8.1 G/E des Anhangs 1 der
4. BImSchV) Folgendes angeordnet:

IL. Begriindung
(Nicht veroffentlicht.)

III. Verwaltungskosten
(Nicht veroffentlicht.)

IV. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim,
Goslarsche Strafle 3, 31134 Hildesheim, Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift einzulegen.



Nds. MBI. Nr. 38/2015

Immissionsschutzrechtliche Entscheidung
gemif § 17 Abs. 1 BImSchG
(O-I GLASSPACK GmbH & Co. KG, Holzminden)

Bek. d. GAA Hildesheim v. 7. 10. 2015
— HI023691195-157 —

Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim hat mit Be-
scheid vom 1. 9. 2015 eine nachtrigliche Anordnung geméafy
§ 17 BImSchG gegen die Firma O-I GLASSPACK GmbH & Co.
KG, Glashiitte Holzminden, Alter Postweg 3, 37603 Holzminden,
erlassen. Gegenstand der nachtrdglichen Anordnung ist die
Anpassung der Emissionsbegrenzungen der Anlage zur Her-
stellung von Glas (Anhang 1 Nr. 2.8.1 [G/E] der 4. BImSchV)
an die BVT-Schlussfolgerungen.

Der verfiigende Teil der nachtrdglichen Anordnung und die
Rechtsbehelfsbelehrung werden in der Anlage bekannt ge-
macht. Auf Auflagen wird hingewiesen.

Der vollstandige Bescheid, einschliefilich der Begriindung,
liegt in der Zeit vom

8. 10. bis 22. 10. 2015 (einschlieBlich)

beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim, Goslarsche
Strafle 3, 31134 Hildesheim, Sekretariat Abteilung 1 und 2,

9.00 bis 12.00 und
14.00 bis 15.30 Uhr und
freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr,

offentlich aus und kann wéhrend der vorgenannten Dienst-
stunden eingesehen werden. Dartiber hinaus ist eine weitere
Einsichtnahme nach vorheriger Terminabsprache unter Tel.
05121 163-224 moglich.

Mit Ablauf des 22. 10. 2015 gilt die nachtrigliche Anord-
nung auch gegeniiber Einwendern und Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bekanntmachungstext sowie die vollstdndige nachtrég-
liche Anordnung sind im Internet unter www.gewerbeaufsicht.
niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekanntmachun-
gen > Hannover-Hildesheim“ einsehbar.

montags bis donnerstags von

Die Vorschriften zur Offentlichkeitsbeteiligung ergeben sich
aus § 17 Abs. 1 a BImSchG.

Fiir die Anlagen zur Herstellung von Behilterglas gelten die
Schlussfolgerungen zu den besten verfiigbaren Techniken
(BVT) vom 8. 3. 2012.

— Nds. MBI Nr. 38/2015 S. 1275

Anlage

I. Anforderungen

Aufgrund von § 17 Abs. 1 BImSchG wird fiir Thre Anlage
zur Herstellung von Glas (Nr. 2.8.1 G/E des Anhangs 1 der
4. BImSchV) Folgendes angeordnet:

IL. Begriindung
(Nicht veroffentlicht.)

III. Verwaltungskosten
(Nicht veroffentlicht.)

IV. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim,
Goslarsche Strafle 3, 31134 Hildesheim, Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift einzulegen.

Immissionsschutzrechtliche Entscheidung
gemif § 17 Abs. 1 BImSchG
(SCHOTT AG, Delligsen)

Bek. d. GAA Hildesheim v. 7. 10. 2015
— HI024446770-215 —

Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim hat mit Be-
scheid vom 1. 9. 2015 eine nachtrigliche Anordnung geméafy
§ 17 BImSchG gegen die Firma SCHOTT AG, Hittenstrafle 1,
31073 Delligsen, erlassen. Gegenstand der nachtraglichen An-
ordnung ist die Anpassung der Emissionsbegrenzungen der
Anlage zur Herstellung von Glas (Anhang 1 Nr. 2.8.1 [G/E] der
4. BImSchV) an die BVT-Schlussfolgerungen.

Der verfiigende Teil der nachtréglichen Anordnung und die
Rechtsbehelfsbelehrung werden in der Anlage bekannt ge-
macht. Auf Auflagen wird hingewiesen.

Der vollstandige Bescheid, einschlieflich der Begriindung,
liegt in der Zeit vom

8. 10. bis 22. 10. 2015 (einschlieBlich)

beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim, Goslarsche
Strafle 3, 31134 Hildesheim, Sekretariat Abteilung 1 und 2,

montags bis donnerstags von 9.00 bis 12.00 und
14.00 bis 15.30 Uhr und
9.00 bis 12.00 Uhr,

offentlich aus und kann wihrend der vorgenannten Dienst-
stunden eingesehen werden. Dariiber hinaus ist eine weitere
Einsichtnahme nach vorheriger Terminabsprache unter Tel.
05121 163-224 moglich.

Mit Ablauf des 22. 10. 2015 gilt die nachtrdgliche Anord-
nung auch gegentiber Einwendern und Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

freitags von

Der Bekanntmachungstext sowie die vollstdndige nachtrég-
liche Anordnung sind im Internet unter www.gewerbeaufsicht.
niedersachsen.de und dort tiber den Pfad ,Bekanntmachun-
gen > Hannover-Hildesheim“ einsehbar.

Die Vorschriften zur Offentlichkeitsbeteiligung ergeben sich
aus § 17 Abs. 1 a BImSchG.

Fiir die Anlagen zur Herstellung von Behilterglas gelten die
Schlussfolgerungen zu den besten verfiigbaren Techniken
(BVT) vom 8. 3. 2012.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1275

Anlage

I. Anforderungen

Aufgrund von § 17 Abs. 1 BImSchG wird fiir Thre Anlage
zur Herstellung von Glas (Nr. 2.8.1 G/E des Anhangs 1 der 4.
BImSchV) Folgendes angeordnet:

II. Begriindung
(Nicht veroffentlicht.)

III. Verwaltungskosten
(Nicht veroffentlicht.)

IV. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hildes-
heim, Goslarsche Strafle 3, 31134 Hildesheim, Widerspruch
erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nie-
derschrift einzulegen.
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Nr. 38/2015 Anlage 1 (zu S. 1271)

= Niedersichsischer Landesbetrieb for
'\A, Wasserwirtschaft, Ksten- und Naturschutz

NLWKN

Festsetzung der H6he des Hauptdeiches
zwischen Wilhelmshaven und Dangast
am westlichen Jadebusen

Bek. d. NLWKN
vom 22.09.2015 - 62210-171-001

Anlage 1
Lageplan

Legende

Bestick zwischen Wilhelmshaven und Dangast
= NHN+7,10m

e NHN+710-7,80m
=2= NHN+7,80-8,00m

@ km Generalplan Kiistenschutz 2007
" Kreisgrenzen

0 500 2000 Meter
[ =~ —— ]

1:50 000

Aufgestellt:
Heike Janfien
Geschaftsbereich I

Brake, 16.09.2015

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der
Niedersachsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2015 ﬁ LGLN
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Nr. 38/2015 Anlage (zu S. 1272) __

E__&

‘\/\ Niedersachsischer Landesbetrieb fiir

Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz
NLWKN

Vorlaufige Sicherung
des Uberschwemmungsgebietes
des Bruchbaches
in der Stadt Celle und im Landkreis Celle

Ubersichtskarte

Bek. des NLWKN vom 07.10.2015
Az: 62023-03-48-52

Legende

—— Bruchbach

- Vorlaufig gesichertes USG des Bruchbaches
(soweit nicht bereits festgesetzt)

=== \/erfahrensgrenze

(5= | Blatt-Nr. und Bereich der Arbeitskarten M.: 1 : 5.000

Nachrichtlich

USG Vorwerker Bach, vorldufig gesichert am 16.09.2015

USG Alte Aue, Aue, Fuhsekanal und Neue Aue,
424 vorl. gesichert. am 27.05.2015

g USG Aller, vorldufig gesichert am 30.10.2013

[[[[l] USG Ortze, festgesetzt am 01.02.2006
USG Unteraller, festgesetzt am 01.10.2002

Verwaltungsgrenzen
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,Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersachsischen Vermessungs- und
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Nds. MBL. Nr. 38/2015

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Feststellung gemifl § 3 a UVPG
(EGO Schlachthof Georgsmarienhiitte GmbH & Co. KG)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 16. 9. 2015
— 31201-40211-7.2.1-38 —

Die Firma EGO Schlachthof Georgsmarienhtitte GmbH & Co.
KG, Harderberger Weg 18, 49124 Georgsmarienhtitte, hat mit
Schreiben vom 18. 8. 2014 die Erteilung einer Anderungsge-
nehmigung gemafd § 16 Abs. 2 BImSchG in der derzeit gelten-
den Fassung fiir die wesentliche Anderung ihrer Anlage zum
Schlachten von Schweinen am Standort in Georgsmarienhiitte,
Gemarkung Georgsmarienhiitte, Flur 3 und 4, Flurstiicke 147/9,
147/6, 149/8 und 60/7, beantragt.

Gegenstand der wesentlichen Anderung ist die Errichtung
und der Betrieb einer neuen Kuttelei nebst erforderlicher Silos.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaft § 3 ¢
i. V. m. Nummer 7.13.1 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine allgemeine Vorprifung des Einzel-
falles zu ermitteln, ob fir das beantragte Vorhaben die
Durchfithrung einer Umweltvertréaglichkeitspriifung erforder-
lich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertréglich-
keitspriifung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1280

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabriick

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Fuchs GmbH & Co. KG, Dissen)

Bek. d. GAA Osnabriick v. 21. 9. 2015
— 15-015-01/Ev —

Die Fuchs GmbH & Co. KG, Industriestrafle 25, 49201 Dissen,
hat mit Antrag vom 3. 7. 2015 die Erteilung einer Genehmi-
gung gemdfd den §§ 4 und 19 BImSchG in der derzeit gelten-
den Fassung fiir eine Verbrennungsmotoranlage fiir Erdgas
(BHKW) beantragt. Standort der Anlage ist das Grundstiick in
Dissen, Industriestrafie 25, Gemarkung Dissen, Flur 21, Flur-
stiick 22/21.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemaf} § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.3.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriifung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfihrung einer Umweltvertrdglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Die Vorprifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1280

Feststellung gemifl § 3 a UVPG
(Agrarenergie Krukum GmbH & Co. KG, Melle)

Bek. d. GAA Osnabriick v. 21. 9. 2015
— 15-016-01/Ev —

Die Agrarenergie Krukum GmbH & Co. KG, Wellingstrafle 66,

49328 Melle, hat mit Antrag vom 30. 6. 2015 die Erteilung ei-
ner Genehmigung gemifl den §§ 16 und 19 BImSchG in der
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derzeit geltenden Fassung zur wesentlichen Anderung einer
Verbrennungsmotoranlage fiir Biogas (BHKW) beantragt. Stand-
ort der Anlage ist das Grundstiick in Riemsloh, Herforder Stra-
8 32, Gemarkung D6hren, Flur 3, Flurstiicke 9/8, 9/14.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist geméaf § 3 ¢
i. V. m. Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG in der derzeit gel-
tenden Fassung durch eine standortbezogene Vorpriifung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte Vorhaben die
Durchfihrung einer Umweltvertrdglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Die Vorpriifung hat ergeben, dass eine Umweltvertraglich-
keitspriifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbstédndig anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 38/2015 S. 1280

Berichtigung

Berichtigung
der Bek. Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland

Die Bek. der StK vom 4. 9. 2015 (Nds. MBI. S. 1196) wird wie
folgt berichtigt:

In Absatz 1 wird der Name ,,Oksana Tarasjuk” durch den Na-
men ,,Oksana Tarasyuk” ersetzt.
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Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht
Leitsatz

zum Beschluss des Zweiten Senats vom 15. 7. 2015
— 2 BvR 2292/13 —

Zur isolierten Angreifbarkeit von Urteilsgriinden im Wege
der Verfassungsbeschwerde.
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Staatsgerichtshof

Beschluss vom 10. 9. 2015
— StGH 4/15 —

In dem Verfahren
der Abgeordneten des Niedersdchsischen Landtages ...
Antragsteller,
Verfahrensbevollméchtigter: Rechtsanwalt ...,
gegen
die Niedersédchsische Landesregierung,
Antragsgegnerin,

wegen Auskunftserteilung nach Art. 24 Abs. 1 der Niedersdch-
sischen Verfassung (,,Unterrichtsversorgung an den Gymnasien
in Niedersachsen®)

hat der Niedersdchsische Staatsgerichtshof ohne miindliche
Verhandlung am 10. September 2015 beschlossen:

Das Verfahren wird eingestellt.
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Griinde

Das Verfahren wird eingestellt, nachdem die Antragsteller
mit Schriftsatz vom 3. August 2015 ihren Antrag zurtickge-
nommen haben.

Ein tibergeordnetes verfassungsrechtliches Interesse an der
Fortfithrung des Verfahrens ist nicht gegeben. Die allgemei-
nen Grundsitze des Fragerechts der Mitglieder des Landtages
und der damit korrespondierenden Antwortpflicht der Lan-
desregierung nach Art. 24 Abs. 1 der Niedersdchsischen Ver-
fassung sowie der Weigerungsgriinde nach Art. 24 Abs. 3 der
Niedersdchsischen Verfassung sind in der Rechtsprechung
des Staatsgerichtshofs, zuletzt in seinen Entscheidungen vom
24. Oktober 2014 — StGH 7/13 — (,Aktenvorlage Paschedag”)
und vom 22. Oktober 2012 — StGH 1/12 — (,,Nord-Siid-Dia-
log"), geklart. Aus dem bisherigen Vorbringen der Beteiligten
ergeben sich keine dariiber hinausgehenden Fragen, die einer
falliibergreifenden grundsétzlichen Klarung durch den Staats-
gerichtshof bediirfen.

Das Verfahren vor dem Staatsgerichtshof ist gemafl § 21
Abs. 1 StGHG kostenfrei. Auslagen werden geméf} § 21 Abs. 2
Satz 2 StGHG nicht erstattet.
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Stellenausschreibung

Die Stadt Celle (Residenzstadt) als Oberzentrum und Kreisstadt im
Grofiraum Hannover mit ca. 70 000 Einwohnerinnen und Einwohnern
und vielfaltigem Bildungs- und Kulturangebot sucht zum nachstmog-
lichen Zeitpunkt

eine Leiterin oder einen Leiter
des Fachdienstes Tief- und Landschaftsbau.

Celle entwickelt neue Wohn- und Gewerbegebiete, erneuert sein
Straflen- und Kanalnetz und schafft einen neuen Bauhofstandort auf
dem Konversionsgeldnde der Hohen Wende. Fir diese und weitere
Planungs- und Bauaufgaben suchen wir eine erfahrene, kompetente
und engagierte Leitungskraft.

Thre Aufgaben:

— Leitung des Fachdienstes mit ca. 20 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern,

— Erarbeitung und Umsetzung von Verkehrsplanungen und -konzep-
ten (Integrierte Verkehrskonzepte, Radverkehrsforderung, OPNV-
Beschleunigung),

— Entwurf, Planung und Bau 6ffentlicher Straflen und konstruktiver
Bauwerke (einschlieflich Koordinierungsstelle Leistungstréiger),

— Planung und Realisierung von Straflenbeleuchtungs- und Ver-
kehrssignalanlagen,

— Mitarbeit in Fachausschiissen, Ortsrdten und stadtiibergreifenden
Arbeitskreisen,

— Koordinierung der stadtischen Baumafinahmen mit externen Bau-
und Leistungstrdgern,

Unsere Anforderungen:

— grundsitzlich Hochschulstudium (TU/TH) oder Master der Fach-
richtung Bauingenieurwesen mit Vertiefung in Richtung Straflen-
bau und Verkehr,

— bei nachgewiesener langjahriger Berufserfahrung und mehrjihri-
ger Erfahrung in Leitungspositionen im offentlichen Dienst wer-
den Absolventeninnen und Absolventen mit Fachhochschulab-
schluss bzw. BA gleichrangig in das Auswahlverfahren einbezo-
gen,

— langjdhrige Berufserfahrung in Planung und Bau von (kommuna-
len) Straflen- und Tiefbaumafinahmen,

— Leitungs- und Fithrungserfahrung, vorzugsweise in kommunaler
Verwaltung,
— nachgewiesene Kenntnisse/Erfahrungen in
— offentlichen Vergabeverfahren nach VOF/VOL/VOB/HOAL,
— Projektmanagement, Controlling,
— Bauleitung,
— Personalfithrung und Organisation,
— relevanten EDV-Anwendungen.

Wir erwarten von Thnen Kreativitit, interdisziplindres Denken und
Handeln, sicheres Auftreten, einen klaren Ausdruck in Wort und
Schrift, Fithrungsstirke und Teamfdhigkeit, Initiative und Einsatzbe-
reitschaft auch auflerhalb der Regelarbeitszeit sowie interkulturelle
Kompetenz.

Wir bieten:

Einen Vollzeitarbeitsplatz mit 39 bzw. 40 Wochenstunden. Die Stelle
ist nach der EntgeltGr. 14 TV6D bzw. BesGr. A 14 bewertet und setzt
ein wissenschaftliches Hochschulstudium voraus. Bewerberinnen und
Bewerber mit einem Fachhochschulabschluss kénnen erst nach Fest-
stellung des beruflichen Erfahrungswissens in die EntgeltGr. 14 ein-
gruppiert werden.

Bei fachlichen Riickfragen wenden Sie sich bitte an Herrn Hanssen,
Tel. 05141 12-209.

Die Stadt Celle verfolgt das Ziel der beruflichen Gleichstellung von
Frauen und Ménnern. Um das unterreprisentierte Geschlecht im Be-
reich dieser EntgeltGr./BesGr. besonders zu fordern, besteht daher an
Bewerbungen von Frauen besonderes Interesse.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei glei-
cher Eignung bevorzugt berticksichtigt.

Thre Bewerbung erfolgt ausschlieflich tiber das Onlinebewerbungs-
formular, welches Sie bis zum 1. 11. 2015 an die Stadt Celle ibermit-
teln konnen.

Celle ist eine Stadt, in der es sich zu leben lohnt. Unter www.celle.de
erhalten Sie Informationen u. a. iiber Bauen und Wohnen, Kinderbe-
treuung, Schulen, Arbeit und Freizeit in der modernen Residenzstadt.
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	Festsetzung der Höhe des Hauptdeiches zwischen Wilhelmshaven und Dangast am westlichen Jadebusen
	Vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebietes des Bruchbaches in der Stadt Celle und im Landkreis Celle

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
	Öffentliche Bekanntmachung einer Ablehnung einer Genehmigung nach dem BImSchG (Bioenergie Südharz GmbH & Co. KG, Northeim)
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